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Die Erwartungen
an die neue Bundesregierung
Die Bundestagswahlen haben zu einem Regierungswechsel und damit zu einer
Änderung des wirtschaftspolitischen Paradigmas geführt. Was erwarten Arbeitgeber und
Arbeitnehmer von der neuen Bundesregierung? Dr. Dieter Hundt von der
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände und Dieter Schulte vom
Deutschen Gewerkschaftsbund äußern ihre Vorstellungen.
Dieter Hundt
Planungssicherheit, Flexibilität, Kostenmanagement:
Die Erwartungen der Arbeitgeber
R
egierungswechsel gehören zur
Demokratie. Es ist deshalb Teil
der unternehmerischen Aufgabe,
unter wechselnden politischen Ver-
hältnissen mit sich verändernden
binnenwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen konkurrenzfähig und
profitabel zu bleiben. Ein Wechsel
der Regierung hat aber keinen
Wechsel bei den grundsätzlichen
Forderungen der Wirtschaft an die
Politik zur Folge. Die Wirtschaft
erwartet von jeder Regierung das-
selbe: Langfristige Planungs- und
Investitionssicherheit bei den rele-
vanten Rahmendaten, die Gewäh-
rung von möglichst viel betriebs-
wirtschaftlicher Flexibilität und die
Möglichkeit, ein international kon-
kurrenzfähiges Verhältnis von Ko-
sten und Qualität bei den Produk-
tionsfaktoren zu erzielen. Es hat
sich in der Vergangenheit gezeigt,
daß wechselnde Koalitionen bei
der Verfolgung dieser Ziele unter-
schiedliche Schwerpunkte setzen.
Die Etablierung einer rot-grünen
Regierung zieht einen grundlegen-
den Paradigmenwechsel in der
wirtschaftspolitischen Rhetorik
und Maßnahmenplanung nach
sich. Während die Koalition aus
CDU/CSU und FDP in den letzten
Jahren einen eher^angebotsorien-
tierten Kurs verfolgt hat, steht nun
ein scharfer Wechsel zu einer
nachfrageorientierten und inter-
ventionistischen Politik ins Haus.
Während das Kabinett Kohl über
die Themen „Standortwettbewerb"
und „Kostenkrise" die Arbeitslosig-
keit an der Wurzel zu bekämpfen
begann, hat die jetzige Regierung
Schröder im Wahlkampf die The-
men „Bündnis für Arbeit", „Ge-
rechtigkeit" und „Ökologie" in den
Vordergrund gestellt. Während
Kohl/Schäuble auf die Stärkung von
dezentralen und flexiblen Markt-
kräften vertrauten, und folgerichtig
durch Reformen einen verbes-
serten Kosten- und Flexibilitäts-
rahmen schaffen wollten, setzen
Schröder/Lafontaine auf eine
gleichsam „abstrakte" Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit mittels
staatlicher Regelungen, Kontrollen
und Vorschriften. Arbeitsplätze
sollen gleichsam durch die Schaf-
fung von „mehr Gerechtigkeit"
oder Ökologie entstehen.
Es fällt den meisten Ökonomen
intellektuell schwer, an die Wirk-
samkeit eines solchen - im übri-
gen nicht gerade neuen - Rezepts
zu glauben. Insbesondere wird es
fast allen Unternehmen wirtschaft-
lich schwerfallen, vor dem Hinter-
grund bevorstehender Faktorver-
teuerungen profitable Arbeitsplät-
ze im Rahmen eines derartigen
„Bündnis für Arbeit" zu schaffen.
Die langfristige Planungssicher-
heit bei Investitionen wird in Zu-




aus Fiskal-, Lohn- und Geldpolitik
ist nichts anderes als der Versuch
eines Roll-back in die gescheiterte
Globalsteuerung und wird zu
neuem „Politikversagen" und dau-
erhafter Instabilität führen.
WIRTSCHAFTSDIENST 1998/XI 639ZEITGESPRACH
Lehren aus der Geschichte
Wer glaubt, makroökonomische
Größen wie eine Uhr auf Vollbe-
schäftigung stellen zu können,
träumt noch immer den süßen
Traum eines funktionierenden „so-
cial engineering", bei dem ein pla-
nendes Kanzleramt der unverstän-
digen Wirtschaft zeigt, wie über
Bündnisse auf^ allen Ebenen Ar-
beitsplätze geschaffen werden.
Die keynesianische Antizyklik der
70er Jahre war aufgrund des hek-
tischen „stop and go" von Fiskal-,
Geld- und Lohnpolitik nicht in der
Lage, den Konjunkturzyklus ange-
messen zu stabilisieren. Für die
heutige strukturelle Krise bieten
der Konjunkturtheoretiker Keynes
und seine Epigonen aber noch
nicht einmal ein passendes Rezept
an.
Hohe Zinsen, eine stabilitäts-
feindliche Inflationsrate, eine dra-
matisch anwachsende Verschul-
dung zusammen mit einer sprung-
haft angestiegenen Arbeitslosig-
keit waren die schwere Erblast, mit
der die Kohl-Regierung fertigwer-
den mußte. Der lange Aufschwung
in der zweiten Hälfte der 80er
Jahre wäre ohne den Übergang zu
einer berechenbaren Angebotspo-
litik nicht möglich gewesen. Erin-
nern wir uns: Eine saubere Ord-
nungspolitik ist die beste Wachs-
tumspolitik für Investitionen und
Arbeitsplätze, denn der Markt weiß
besser als die Politik, wo die Ar-
beitsplätze der Zukunft entstehen.
Denken wir in langfristigen Wachs-
tumszusammenhängen statt in
kurzfristiger Konjunktur- und Nach-




Die Tatsache, daß Deutschland
bei den Arbeitskosten noch immer
Weltmeister und bei den Umsatz-
renditen noch immer Schlußlicht
ist, wird von der neuen Regierung
nicht als zentrales Problem wahr-
genommen. Die USA, Großbritan-
nien und die Niederlande machen
uns vor, wie profitable Unterneh-
men moderne Arbeitsplätze schaf-
fen. Die neue Regierung aber hat
zur Globalisierung zwei wider-
sprüchliche Meinungen: Einerseits
spielt sie die Standortdiskussion
des letzten Jahrzehnts zur ver-
bändepolitischen „Geisterdebatte"
herunter und andererseits qber-
dramatisiert sie die Auswirkungen
der Globalisierung, um Abspra-
chen, Harmonisierung oder „Pak-
te" und „Bündnisse" auf europäi-
scher oder internationaler Ebene
einzufordern.
Die strukturelle Kostenkrise der
deutschen Wirtschaft wird auf eine
oberflächliche Finanzierungsdis-
kussion bei den Lohnzusatzkosten
verengt und höchst vordergründig
durch Umschichtungen von Bei-
tragsgeldern auf Steuermittel oder
andere Schattenhaushalte zu lö-
sen versucht. Die erfolgreichen
Reformbemühungen der letzten
Jahre bei den Sozialversicherun-
gen werden als „überflüssig" und
„ungerecht" beschrieben. Der Re-
formdruck wird geleugnet und
dem Patienten wird wohlschmek-
Die Autoren
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Dr. Dieter Hundt, 60, ist Prä-
sident der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeit-
geberverbände in Köln.
Dieter Schulte, 58, ist Vorsit-
zender des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes in Düs-
seldorf.
kendes, aber teures Placebo ver-
schrieben. Auch wenn es niemand
auf der Regierungsbank explizit
zugibt: Staats-, Steuer- und So-
zialquoten werden damit zukünftig
steigen und nicht fallen. Weniger
Netto für alle wird die unausweich-
liche Konsequenz dieser Politik
sein.
Auch die betriebswirtschaftliche
Flexibilität in den Unternehmen
wird als Folge eines ausufernden
Bündnisgedankens und zusätz-
licher Steuerungswünsche abneh-
men. Die geplante Zwangsbe-
wirtschaftung der Arbeitszeit
(Wochenarbeitszeit, Überstunden,
Recht auf Teilzeit) durch Gesetz
und/oder Absprachen, die geplan-
te Stärkung der Allgemeinverbind-
lichkeit, die defensive Haltung ge-
genüber den geringfügigen Arbeits-
verhältnissen und der sogenannten
„Scheinselbständigkeit" sowie die
drohende Politisierung der Ar-
beitsverhältnisse insgesamt über-
ziehen die Unternehmen mit Auf-
lagen und Kosten, die mehr mit
sozialdemokratischen Versprechun-
gen zum Thema political correct-
ness als mit effizienter Wirtschafts-
politik zu tun haben. Die deutsche
Wirtschaft glaubt nicht an wohl-
feile wirtschaftspolitische „Wun-
derwaffen", die an Bündnistischen
scharf gemacht werden können,
sondern an eine verläßliche Regie-
rung, die als Partner der Unterneh-
men und Bürger für viele flexible
Lösungen sorgt.
Die Forderungen der Wirtschaft
Die Forderungen der Wirtschaft
an die Politik sind deshalb eindeu-
tig.
D Wir brauchen einen Staat, der
sich zurücknimmt. Staats- und
Steuerquoten müssen sinken und
nicht steigen. Eine substantielle
Nettoentlastung von Bürgern und
Unternehmen ist nur dann mög-
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lieh, wenn sich der Staat auf seine
Kernaufgaben konzentriert. Privati-
sierungen und Subventionskürzun-
gen müssen am Beginn einer Le-
gislaturperiode durchgeführt wer-
den. Sie schaffen die Vorausset-
zungen für echte Nettoentlastun-
gen im Steuersystem.
D Gleichzeitig brauchen wir eine
Steuerreform, die den Namen ver-
dient. Die Petersberger Steuervor-
schläge sind das Beste, was zu
diesem Thema in den letzten Jah-
ren vorgelegt wurde.. Implizit hat
dies auch die neue Regierung zu-
gestanden, denn auch das Koali-
tionskonzept ist darum bemüht,
sich optisch an den Leitideen der
Tarifabsenkung durch eine Begren-
zung bei den Steuerausnahmetat-
beständen zu orientieren. Die Re-
gierungsvorschläge sehen aus wie
eine Reform, aber sie sind keine.
Lafontaine sollte nun den Mut
haben, die ursprünglich formulier-
ten Ideen, die eine Stärkung der
Investitionen zum Ziel haben, wie-
der aus dem Aktenschrank zu ho-
len. Mit einer sogenannten „Gro-
ßen Steuerreform", die aller Vor-
aussicht nach fast allein auf dem
Rücken der gewerblichen Wirt-
schaft ausgetragen wird, schwä-
chen wir den Standort und damit
letztlich auch den Arbeitsmarkt.
D Der Sozialstaat muß ebenfalls
auf seine Kernkompetenzen be-
grenzt werden. Er darf seine Auf-
gabe nicht länger' als Besitz-
standsversicherung begreifen. Wir
brauchen eine Basissicherung im
Sinne eines Sozialen Netzes für
den Notfall und ergänzende Eigen-
vorsorge, z.B. durch individuelle
Zusatzversicherungen in privater
Regie. Das erfordern allein die
gewaltigen Veränderungen in der
Demographie, auf die sich nicht
nur die Beitragszahler, sondern
auch die Leistungsempfänger ein-
stellen müssen. Basissicherung,
steuerfinanzierte Transfers und Ei-
genvorsorge müssen in ein neues
Gleichgewicht gebracht werden.
D Es ist schlicht unseriös, wenn
derzeit in Regierungskreisen über
einen sogenannten „Generatio-
nenpakt" nachgedacht wird, der
sich wie eine kleingedruckte Zu-
satzvereinbarung zum bestehen-
den Generationenvertrag in der
Rentenversicherung liest. Der de-
mographische Knackpunkt bei
allen umlagefinanzierten Systemen
liegt darin begründet, daß immer
weniger Aktive für immer mehr
Ältere bezahlen müssen. Die Tarif-
fondslösungen aus dem Arbeits-
ministerium - oder andere Um-
finanzierungsvorschläge - ver-
schärfen diese Asymmetrie nicht
nur, sie nehmen auch die Kosten-
Thomas Blanke/Ralf Trümner (Hrsg.)
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Wahrheit und den zielführenden
Reformdruck aus den Systemen.
Ein „Schattenhaushalt" in der Ren-
tenversicherung, der von den sel-
ben Beitragszahlern finanziert wird,
senkt die wirklichen Arbeitskosten
nicht, sondern erhöht sie an weni-
ger sichtbaren Stellen weiter.
D Die neue Regierung muß sich
deshalb grundsätzlich von dem Ge-
danken verabschieden, daß unse-
re wirtschaftspolitischen Probleme
allein durch volkswirtschaftliche
Umbuchungen zu lösen seien.
Weder löst eine Ökosteuer die de-
mographischen Probleme der Ren-
tenversicherung, noch löst ein
staatliches Überstundenverbot die
strukturellen Probleme auf dem
Arbeitsmarkt. Der Sozialstaat lei-
det nicht vorrangig an Fehlfinan-
zierungen oder „ungerechten" Ver-
teilungen, sondern an dem wach-
senden Keil zwischen Arbeitsko-
sten und Nettoverdiensten. Dieser
Keil spaltet die Wachstums- von
der Beschäftigungsentwicklung,-
treibt Investitionen ins Ausland,
schreckt Investoren ab und bela-
stet die inländische Kaufkraft. Die-
sen Keil zu verkleinern muß der
archimedische Punkt aller Reform-
bemühungen sein. Wer den Hebel
irgendwo anders anzusetzen ver-
sucht, wird letztlich scheitern.
D Es ist ein offenes Geheimnis,
daß die Ausgestaltung der derzeit
gewährten Sozialtransfers (Sozial-
und Arbeitslosenhilfe) keine An-
reize zur Aufnahme eines ordentli-
chen Arbeitsverhältnisses bieten.
Sie verleiten statt dessen zu einer
Mischung aus Inaktivität und
Schwarzarbeit. Die deutschen Ar-
beitgeber haben zur Lösung der
Probleme in diesem Nischenseg-
ment das Kombi-Einkommen als
personenorientierte Förderung vor-
geschlagen, weil es eine individu-
elle Brücke in den Arbeitsmarkt
baut. Die neue Regierung sollte
sich umgehend mit diesem Vor-
schlag auseinandersetzen.
D Die Versuche der neuen Bun-
desregierung, sich die Bundes-
bank gefügig zu machen, sind
schleichendes Gift für die Geld-
wertstabilität und die zukünftige
Wechselkursstabilität des Euro. Es
ist unbestritten, daß eine stabile
Währung die besten Vorausset-
zungen für Investitionen, Wachs-
tum und Arbeitsplätze bietet.
Kleinsparer und Immobilienkäufer
haben im letzten Jährzehnt ganz
erheblich von dem verläßlichen
monetären Rahmen profitiert. Wer
Geldpolitik als kurzfristige Kon-
junkturpolitik nützen will, erntet
zuerst Inflation, dann hohe Zinsen
und zum Schluß höhere Arbeitslo-
sigkeit. Die unabhängige Bundes-
bank ist die Politikinstitution mit
dem höchsten Renommee in
Deutschland. Sie eignet sich nicht
als Sündenbock zur Verschleie-
rung der eigenen Konzeptlosigkeit.
-D Zum zentralen Politikinstrument
erhebt die neue Bundesregierung
das sogenannte „Bündnis für Ar-
beit". Wenn aber die Koalitionsver-
einbarung zugrunde gelegt wird,
dann liefert die neue Regierung
alle Zutaten für ein veritables
Bündnis gegen Arbeit. Wer Investi-
tionen und Wachstum nicht als
wirtschaftspolitisches Ziel, son-
dern als Voraussetzung für Sozial-
politik betrachtet, der kann die
Wirtschaft kaum an einen Bünd-
nistisch locken. Aus einem Hände-
druck im Bundeskanzleramt kön-
nen nur dann wirklich Arbeitsplät-
ze entstehen, wenn dadurch die
kostenmäßige Wettbewerbsfähig-




Das vorgeschlagene Bündnis ist
deshalb eine wirtschaftliche und
politische Gefahr, weil es auf der
Grundlage der Koalitionsvereinba-
rungen keinen Erfolg haben kann,
der Wirtschaft aber die Hauptlast
und die Rolle des Schuldigen
zuweist. Ohne Steuersenkung,
nachhaltige und kostensenkende
Strukturreformen in der Sozialver-
sicherung und ohne eine moderate
Lohnpolitik können die Unterneh-
men keine Arbeitsplätze schaffen.
Nur wenn ein ^ pragmatischer
Grundkonsens beinhaltet, daß die
strukturelle Krise auf dem Arbeits-
markt ausschließlich durch ein
Zurückfahren der staatlichen Akti-
vitäten und durch eine Erweiterung
der Spielräume vor Ort gewährlei-
stet werden kann, sind Gespräche
hilfreich.
Die deutsche Wirtschaft steht
selbstverständlich zu jedem kon-
struktiven Dialog mit der Bundes-
regierung zur Verfügung. Die deut-
schen Arbeitgeber werden sogar
aktiv auf die neue Bundesregie-
rung zugehen, gerade weil deren
wirtschaftspolitische Pläne falsche
Weichenstellungen vorsehen. Die
Unternehmer wollen gerne einen
Beitrag zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit leisten, aber sie kön-
nen mit schwereren Klötzen am
Bein nicht höher springen.
Arbeitsplätze entstehen nicht
durch gesetzlichen oder korporati-
stischen Zwang, sondern durch
innovative Produkte und durch
eine konkurrenzfähige Kostensi-
tuation. Für das erste sorgen die
Unternehmen gerne selber, aber
für das zweite brauchen sie einen
Staat, der sich nicht übernimmt,
sowie die Vernunft und Koopera-
tionsbereitschaft der Gewerk-
schaften.
Wenn die neue Regierung sich
tatsächlich an ihrem Beitrag zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit




Die Erwartungen des DGB
D
ie Bundestagswahlen haben
eine neue Regierung aus SPD
und Bündnis 90/Die Grünen an die
Macht gebracht, weil die Men-
schen eine neue Politik wollen. Die
alte Bundesregierung ist an der Ar-
beitslosigkeit gescheitert, geschei-
tert ist sie aber auch an der Frage
der sozialen Gerechtigkeit. Von der
neuen Bundesregierung erwarten
die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, daß sie diese Mißstände
beseitigt. <
Der DGB hat mit seinem Ak-
tionsprogramm und mit seiner
Kampagne „Deine Stimme für Ar-
beit und soziale Gerechtigkeit"
hierfür Vorschläge gemacht. Un-
sere Position ist: Das wichtigste
Ziel ist die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze: denn die Menschen
wollen aus eigener Kraft ihre
Lebensperspektiven verbessern.
Deutschland muß aber auch sozial
gerechter werden: Die Kluft zwi-
schen Armen und Reichen in un-
serem Land muß kleiner werden,
und diejenigen, die nicht selbst für
ein ausreichendes Einkommen sor-
gen können, müssen vom Sozial-
staat die notwendige Unterstüt-
zung erhalten. Wir brauchen ge-
sellschaftliche Reformen. Es geht
darum, Innovationen zu fördern,
den Sozialstaat zu modernisieren
und die Handlungsmöglichkeiten
der Menschen zu erweitern.
Eine Vielzahl unserer Vorstellun-
gen hat im Koalitionsvertrag der
neuen Bundesregierung vom 20.
Oktober 1998 Eingang gefunden.
Zu Recht hat die neue Regierung
die Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit an den Anfang und ins Zen-
trum ihrer Vereinbarungen gestellt.
Zu Recht strebt .sie ein Bündnis für
Arbeit und Ausbildung an. Der
Koalitionsvertrag ist ein unmißver-
ständliches Signal für einen Poli-
tikwechsel. Er bietet eine Fülle an
Absprachen, die mich hoffnungs-
froh stimmen, daß es nun mit mehr
Arbeit und mit mehr sozialer
Gerechtigkeit vorangeht. Es kommt
nun darauf an, Worte und Geist
der Vereinbarungen zwischen SPD
und Bündnis 90/Die Grünen in die
Tat umzusetzen.
Bündnis für Arbeit
Ein erster Schritt wird sicher sein
müssen, daß die neue Bundes-
regierung nun Gewerkschaften wie
Unternehmer zu Gespächen für
ein Bündnis für Arbeit zusammen-
ruft, damit dort konkrete Umset-
zungsschritte auch für solche The-
men vereinbart werden können,
bei denen alle drei Beteiligten
gefordert sind. Wir müssen endlich
wieder einen gesellschaftlichen
Konsens darüber herstellen, daß
alles getan wird, was möglich ist,
um die Arbeitslosigkeit wirksam zu
bekämpfen und um das Soziale an
unserer Gesellschaft nicht unter
die Räder kommen zu lassen. Ich
erwarte, daß jetzt rasch umgesetzt
wird, was sich schnell umsetzen
läßt. Ich erwarte aber auch, daß
unverzüglich mit der Arbeit an
Reformen begonnen wird, die eher
mittelfristig wirken. Beides muß
getan werden: die Umsetzung von
Sofortprogrammen für Arbeitslose
und die Korrektur von krassen
beschäftigungs- und sozialpoliti-
schen Fehlentscheidungen der
alten Bundesregierung ebenso wie
die Schaffung eines Reformklimas,
das dem Politikwechsel Kraft und
Stabilität verleiht.
Ich unterstütze die neue Bun-
desregierung in ihrer Absicht, für
arbeitslose Jugendliche ein Sofort-
programm aufzulegen. Keine Fra-
ge, es muß höchste Priorität ha-
n ben, daß junge Menschen eine
Chance für den Einstieg in die Er-
werbsarbeit erhalten. Dazu gehört




der erste Schritt zu einer umfas-
senden Qualifizierungsoffensive
sein. Die Weiterbildung ist beson-
ders wichtig. Deshalb brauchen
wir ein Bundesrahmengesetz für
Weiterbildung.
Arbeitsmarktpolitik
Meine Zustimmung findet auch
die Absicht der Bundesregierung,
die aktive Arbeitsmarktpolitik fort-
zuentwickeln. Die Regierung Schrö-
der will die Arbeitsförderung auf
hohem Niveau fortführen. Ich er-
warte nun aber auch konkrete Vor-
schläge, wie die vom Luxemburger
Beschäftigungsgipfel geforderte
Bekämpfung der Langzeitarbeits-
losigkeit ausgestaltet werden soll.
Die neue Bundesregierung will
faire Bedingungen auf dem Arbeits-
markt schaffen. Das ist gut so. Ich
möchte dies aber gleich konkreti-
sieren: Zurückgedrängt werden
muß die Scheinselbständigkeit, zu
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senken ist die Geringfügigkeits-
grerize von 620 bzw. 520 DM, ille-
gale Beschäftigung muß wirksa-
mer bekämpft werden. Dieser
Kampf muß auch auf europäischer
Ebene stattfinden.
Eine moderne flexible Arbeits-
zeitpolitik ist einer der stärksten
Hebel, um neue Arbeitsplätze zu
schaffen. Die neue Bundesregie-
rung zeigt sich hierzu zwar grund-
sätzlich bereit, bleibt aber mit ihren
Absichten zu vage. Weitere Ar-
beitszeitverkürzungen sind, im pri-
vaten wie öffentlichen Sektor, un-
verzichtbar. Teilzeitarbeit, Alters-
teilzeit sowie Einstiegszeiten für
Jüngere und der Abbau von Über-
stunden usw. lassen sich tarifver-
traglich vereinbaren. Aber wir müs-
sen auch die gesetzlichen Rah-
menbedingungen verbessern, und
zwar für flexible Formen der Ar-
beitszeitverkürzung und für die Ver-
einbarung von Arbeitszeitkonten.
Ebenfalls kurzfristig müssen und
können beschäftigungs- und sozi-
alpolitische Fehlentscheidungen
der alten Bundesregierung korri-




Ein Politikwechsel muß nicht nur
schnell Erfolge bringen. Er braucht
auch mittel- und langfristig ange-
legte Reformen, die jedoch nicht
auf die lange Bank geschoben
werden dürfen. Es herrscht wahr-
lich kein Mangel an Politikfeldern,
die reformbedürftig sind. Wir müs-
sen die Wirtschaft und die Be-
schäftigungspolitik modernisieren
und das Steuersystem und den
Sozialstaat reformieren. Ich will
mich auf einige Aspekte beschrän-
ken.
Die Angebots- und Nachfrage-
politik zu kombinieren, wie es ver-
einbart wurde, halte ich für sinn-
voll. Es macht Sinn, eine konjunk-
turgerechte und solide Finanzpoli-
tik mit der Verstetigung der öffent-
lichen Zukunftsinvestitionen auf
möglichst hohem Niveau und einer
besseren internationalen Zusam-
menarbeit in der Wirtschafts-, Fi-
nanz-, Geld- und Währungspolitik
zu verknüpfen. Die Notwendigkeit,
die Staatsfinanzen zu sanieren,
setzt dem gewisse Grenzen. Des-
halb ist der von den Koalitions-
partnern formulierte Finanzie-
rungsvorbehalt sicher angemes-
sen. Dennoch bin ich der Auffas-
sung, daß es vertretbar ist, zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
eine vorübergehende höhere Neu-
verschuldung in Kauf zu nehmen,
denn würden Einsparungen zu
einem Dogma werden, besteht die
Gefahr, daß eine prozyklische Wir-
kung entfaltet und die inländische
Nachfrage geschwächt wird. Das
würde die Arbeitslosigkeit in die
Höhe treiben.
Die Innovationskraft der Wirt-
schaft muß gesteigert werden. Im
Grundsatz bin ich darin mit der
neuen Bundesregierung einig. Wir
müssen aber auch neue Wege in
der Technologie-, Verkehrs- und
Umweltpolitik gehen. Einen Schritt
nach vorn würde es bedeuten,
wenn in der Technologiepolitik
nicht nur die technischen Aspekte,
sondern auch Fragen der Organi-
sation des Innovationswettbe-
werbs und der Vernetzung des
Innovationsgeschehens in Angriff
genommen würden. Ich halte es
für notwendig, daß sich Staat,
Wissenschaft, Wirtschaft und Ge-
werkschaften an einen Tisch set-
zen, um einen konstruktiven Inno-
vationsdialog zu beginnen. In der
Verkehrs- und Umweltpolitik wird
es höchste Zeit, daß ökologische
Gesichtpunkte neben ökonomi-
schen Gesichtspunkten ein größe-
res Gewicht erhalten. Insbeson-
dere beim betrieblichen Umwelt-
schutz muß die neue Bundesregie-
rung nachbessern.
Geplante Steuerreform
Zum Abschluß noch ein Wort
zur geplanten Steuerreform. Sie ist
von den Unternehmer- und Wirt-
schaftsverbänden heftig kritisiert
worden, aber sehr einseitig und
ohne Blick auf das gesellschaftli-
che Ganze. Ich bin der Auffassung,
daß, wenn man alle Facetten der
Reform zusammen betrachtet, die
vereinbarten Ansatzpunkte geeig-
net sind, neue Arbeitsplätze zu
schaffen und soziale Ungerechtig-
keiten zu verringern. Es darf doch
nicht einfach unterschlagen wer-
den, wie stark gerade die Bezieher
kleinerer und mittlerer Einkommen
inzwischen zur Finanzierung der
gesellschaftlichen Aufgaben bei-
tragen, und wie stark umgekehrt
Unternehmen und die Bezieher
hoher Einkommen in den letzten
Jahren entlastet wurden oder es
verstanden haben, Steuerschlupf-
löcher auszunutzen. Und es darf
auch nicht vergessen werden, daß
der alte Satz nach wie vor gültig
ist, daß Autos keine Autos kaufen,
sondern von den Menschen ge-
kauft werden müssen.
Ich finde darüber hinaus, daß
auch der Einstieg in die sozial-öko-
logische Steuerreform von Augen-
maß zeugt. Unternehmen und Ver-
braucher können sich nun mittel-
und langfristig auf energiesparen-
de Produkte und Verhaltensweisen
einstellen. Hier wurden langfristig
die Weichen für ein umweltscho-
nendes Wirtschaften und Leben
gestellt.
Auch ich habe die eine oder
andere Kritik an den Inhalten der
Koalitionsvereinbarungen. Aber ih-
re Richtung stimmt. Der DGB und
seine Gewerkschaften werden kon-
struktiv daran mitarbeiten, daß es
nun Schritt für Schritt vorangeht in
Deutschland.
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